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AMTSGERICHT MÜNCHEN 
- Pressesprecher - 

 

 
Pressemitteilung 89 / 02.11.2018   

 
Krippenplatzkündigung 
 

Die vorformulierte Kündigungsfrist in Krippenverträgen von sechs Monaten 

wird hier als unangemessen lang und damit als unwirksam angesehen. 

 

Das Amtsgericht München wies am 24.10.2018 die Klage eines Kinderkrippenbetreibers auf 

Zahlung des Betreuungsentgelts von 2006,02 € für die Monate März und April 2018 zurück. 

Das beklagte Ehepaar unterschrieb am 31.07.2017 einen Betreuungsvertrag für ihren Sohn. 

Dieser sieht für den streitgegenständlichen Zeitraum eine Betreuung des Kindes gegen mo-

natliche Betreuungskosten in Höhe von 995,00 € vor. 

Ziffer 5.1 des Betreuungsvertrags lautet wörtlich: 

„Eine Kündigung vor Vertragsbeginn am 01.10.2017 ist ausgeschlossen. Danach können die 

Eltern/Personensorgeberechtigten und die (…) GmbH den Betreuungsvertrag mit einer Frist 

von 6 Monaten zum Monatsersten kündigen. Ab dem 01.09.2018 können die El-

ten/Personensorgeberechtigten und die (…) GmbH den Betreuungsvertrag mit einer Frist 

von 3 Monaten zum Monatsersten kündigen. Über die Wahrung der Kündigungsfrist ent-

scheidet der Eingang der schriftlichen Kündigung.“ 

Am 31.01.2018 kündigten die Beklagten den Betreuungsvertrag schriftlich mit sofortiger Wir-

kung, vorsorglich zum nächstmöglichen Termin. In der Kündigungsbestätigung wies die Klä-

gerin auf die Kündigungsfrist von sechs Monaten hin, teilte mit, dass sie kulanterweise die 

Kündigungsfrist auf drei Monate reduziere und bestätigte die Kündigung zum 30.04.2018. 

Entsprechend verlangt die Klägerin das vereinbarte Betreuungsentgelt bis einschließlich Ap-

ril 2018. Die Beklagten lehnten außergerichtlich eine Zahlung für die Monate März 2018 und 

April 2018 ab. 

Die Klägerin ist der Ansicht, die Beklagten seien verpflichtet das vereinbarte Betreuungsent-

gelt für die Monate März und April 2018 zu bezahlen. 
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Die Beklagten sind der Ansicht, die vorformulierte sechsmonatige Kündigungsfrist sei un-

wirksam. Daher gelte die allgemeine gesetzliche Regelung für Dienstverhältnisse mit der 

Folge, dass der Vertrag durch die Kündigung zum 28.02.2018 beendet worden sei. 

Der zuständige Richter am Amtsgericht München gab den Beklagten Recht. 

In nicht direkt auf diesen Vertragstyp anwendbaren gesetzlichen Vorschriften sei eine Drei-

monatsfrist genannt, die zumindest eine erste Orientierung auch für die Angemessenheit der 

hier zu prüfenden Frist gäbe. 

„Vorliegend hat die Klägerin (…) keine hinreichenden Gründe genannt, weshalb sie für die 

Durchsetzung ihrer grundsätzlich nachvollziehbaren Planungsbedürfnisse auf eine Kündi-

gungsfrist von sechs Monaten angewiesen ist. Im Gegenteil hierzu zeigt sowohl der prakti-

sche Umgang der Klägerin mit dem vorliegenden Fall sowie die ab dem 01.09.2018 vertrag-

lich vorgesehene Kündigungsfrist von drei Monaten, die die Klägerin auch sonst in ihren Ver-

trägen anwendet, dass der Klägerin auch eine dreimonatige Kündigungsfrist für ihre Pla-

nungsbedürfnisse offensichtlich ausreicht. Nachvollziehbare Anhaltspunkte dafür, wieso vor-

liegend zunächst eine doppelt so lange Frist erforderlich sein soll, sind weder vorgetragen 

noch ersichtlich.“ (…) 

   

Ein Ersatz der unwirksamen Klausel durch eine fiktive gerade noch angemessene Klausel, 

hier also in der Form einer Dreimonatsfrist, ist laut Gesetz ausgeschlossen, um von der Ver-

wendung einseitig benachteiligender Klauseln abzuhalten. Als Ersatz sollen vielmehr die 

allgemeinen gesetzlichen Regelungen gelten. 

Deswegen führt die Unwirksamkeit der vorformulierten Kündigungsfrist zur Anwendbarkeit 

der allgemeinen Vorschrift für die Kündigung von Dienstverträgen (§ 621 Nr. 3 BGB) und 

damit zu einer Beendigung des Vertrages schon Ende Februar 2018. 

 

 

Urteil des Amtsgerichts München vom 24.10.2018, Aktenzeichen 242 C 12495/18 

 

Das Urteil ist nicht rechtskräftig. 

 

 

Klaus-Peter Jüngst 

 


